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Meine Damen und Herren, es wurde von den Vorred-
nern sehr viel Sinnstiftendes dazu gesagt. Wir hatten am 
23. Februar eine über dreieinhalbstündige Anhörung des 
Familienausschusses und des Rechtsausschusses. Ich 
darf mich bei den Kollegen des Rechtsausschusses für 
die konstruktive Arbeit an dem Gesetzentwurf bedan-
ken. Ich darf mich bei der Ministerin und der Bundes-
kanzlerin bedanken. Frau Bundeskanzlerin, ich habe Sie 
vorhin in Abwesenheit gelobt.

(Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: Danke 
schön!)

Ohne Sie gäbe es dieses tolle Gesetz nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Heiterkeit bei 
Abgeordneten der SPD)

Sie haben es mit verfochten. Sie sind eine der Mütter des 
Gleichstellungsgesetzes. Herzlichen Dank!

Frau Kömpel, ich habe es geschafft: Ich habe meine 
Redezeit um keine einzige Sekunde überschritten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Birgit Kömpel [SPD]: Ganz 
toll!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Christina Jantz hat für die SPD-Fraktion 

das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Christina Jantz (SPD):
Guten Morgen, Frau Präsidentin! Guten Morgen, Frau 

Bundeskanzlerin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Frauenquote 
ist ein Meilenstein für unser Land –

(Beifall bei der SPD)

historisch! Das Gesetzespaket stärkt die Frauen in der 
Wirtschaft und im öffentlichen Dienst. Es ist ein tatsäch-
licher Quantensprung hin zu einer echten Gleichberech-
tigung.

Es war ein beschwerlicher Weg – sicherlich ist der 
Weg weiterhin beschwerlich –, Artikel 3 Absatz 2 des 
Grundgesetzes umzusetzen. Darin heißt es: „Männer und 
Frauen sind gleichberechtigt.“

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieser Satz wurde 1949 von den Müttern und Vätern un-
seres Grundgesetzes geschrieben, auf dessen Grundlage 
wir heute unseren sozialen Rechtsstaat und unsere De-
mokratie aufbauen. Die Gleichberechtigung war und ist 
ein wichtiger Teil davon. 1994 wurde dieser Satz folgen-
dermaßen ergänzt – Eva Högl hat es angesprochen –:

Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und 
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile 
hin.
Bereits seit 1994 befähigt das Grundgesetz also den 
Staat und fordert ihn zur Beseitigung von Nachteilen 
auf.

Der daraus abgeleiteten Verantwortung werden wir 
heute als Parlament gerecht. Heute, am 6. März, nimmt 
das Parlament diesen Auftrag an und macht einen wich-
tigen Schritt, um die Benachteiligung von Frauen in der 
Wirtschaft zu beseitigen. Mein Dank gilt – stellvertre-
tend für Sie alle, die darum gekämpft haben – unserer 
Ministerin Manuela Schwesig und unserem Minister 
Heiko Maas, die gemeinsam mit ihren Häusern das Ge-
setzespaket vorlegen, das wir heute beschließen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich füge hinzu: Es war eine Kraftanstrengung, diesen 
Gesetzentwurf endlich auf den Weg zu bringen.

Die Benachteiligung von Frauen bei Führungsaufga-
ben in der deutschen Wirtschaft ist real und weit ver-
breitet. Ein Beispiel: 2013 lag der Anteil von Frauen in 
Aufsichtsratspositionen bei nur 15,3 Prozent. Auch die 
Entwicklung dieser Zahlen war über Jahre hinweg 
besorgniserregend. Der Anteil von Frauen in Aufsichts-
ratspositionen verbesserte sich von 2012 auf 2013 um le-
diglich 0,2 Prozentpunkte. Diese Entwicklung ist zu 
langsam und wird mit der Umsetzung des Gesetzes end-
lich ein Ende finden.

Mit dem heute zu verabschiedenden Gesetzentwurf 
führen wir – wie meine Vorredner schon erläutert ha-
ben – eine Geschlechterquote von 30 Prozent für Auf-
sichtsräte in Unternehmen ein, die börsennotiert und voll 
mitbestimmungspflichtig sind. Dies betrifft über 100 Un-
ternehmen. Zusätzlich werden 3 500 größere Unter-
nehmen verpflichtet, Zielgrößen zur Erhöhung des 
Frauenanteils in Aufsichtsräten, Vorständen und Füh-
rungsebenen festzulegen. Ich bin mir sicher: Wenn wir 
das Gesetz nach drei Jahren überprüfen, dann werden 
wir feststellen, dass nicht nur Frauen in Führungspositio-
nen davon profitieren. Die gläserne Beförderungsdecke 
wird brüchig gemacht. Die Unternehmen und damit un-
sere Wirtschaft insgesamt werden davon profitieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Leistungen der Frauen in Aufsichtsräten und Vor-
ständen werden es den Frauen in der gesamten Wirt-
schaft ermöglichen, für bessere Berufschancen und glei-
che Bezahlung zu streiten. Auch an diesem Effekt des 
Gesetzes zur Quote sollten wir zum Weltfrauentag am 
Sonntag erinnern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Schön!)
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Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf für die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an 
Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öf-
fentlichen Dienst.

Mir liegen Erklärungen nach § 31 unserer Geschäfts-
ordnung von den Kolleginnen Vogler, Sitte, Schröder 
und Deligöz und dem Kollegen Bareiß vor. Wir nehmen 
sie entsprechend unseren Regeln zu Protokoll.1)

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 18/4227, den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung auf den Drucksachen 18/3784 und 18/4053
in der Ausschussfassung anzunehmen. Hierzu liegt ein 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vor, über den wir zuerst abstimmen. Wer stimmt für den 
Änderungsantrag auf Drucksache 18/4240? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Änderungs-
antrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der antragstellenden Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke 
abgelehnt.

Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grü-
nen haben beantragt, über den Gesetzentwurf in der Aus-
schussfassung getrennt abzustimmen, und zwar zum ei-
nen über Artikel 1 und Artikel 2 und zum anderen über 
den Gesetzentwurf im Übrigen.

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über Arti-
kel 1 und Artikel 2 des Gesetzentwurfs in der Aus-
schussfassung. Ich bitte nun diejenigen, die Artikel 1 
und Artikel 2 des Gesetzentwurfs in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Artikel 1 und Ar-
tikel 2 sind mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/
CSU und der SPD gegen die Stimmen der Fraktion Die 
Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen.

Wir stimmen jetzt über die übrigen Teile des Gesetz-
entwurfs in der Ausschussfassung ab. Ich bitte diejeni-
gen, die zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die übrigen Teile 
des Gesetzentwurfs sind einstimmig angenommen.

(Langanhaltender Beifall bei der SPD sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Beifall bei 
Abgeordneten der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Volker Kauder 
[CDU/CSU]: Das reicht noch nicht! Wir müs-
sen noch in dritter Beratung abstimmen! – Ge-
genruf des Abg. Sönke Rix [SPD]: Herr 
Kauder, wir feiern noch dreimal! – Gegenruf 
des Abg. Volker Kauder [CDU/CSU]: Das ist 
der Unterschied: Wir arbeiten, ihr feiert – ihr 
auf dem Sonnendeck, wir im Maschinen-
raum!)

Ich stelle fest: Alle Teile des Gesetzentwurfs sind damit 
in zweiter Beratung angenommen.

1) Anlagen 2 und 3
Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – Ich 
gebe den Mitgliedern der Bundesregierung gern die 
Möglichkeit, als Abgeordnete von ihrem Platz in den 
Reihen der Fraktionen mit abzustimmen, wenn sie das 
wollen. –

(Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel und wei-
tere Mitglieder der Bundesregierung begeben 
sich von der Regierungsbank in die Reihen der 
Fraktionen der CDU/CSU und der SPD – 
Langanhaltender Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Wer stimmt gegen diesen Gesetzentwurf? – Wer enthält 
sich? –

(Dr. Eva Högl [SPD], an die Abgeordneten der 
LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN gewandt: Eigentlich ist dieses Ge-
setz doch ein Meilenstein!)

Der Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen bei Enthaltung der Oppositionsfraktionen an-
genommen.

(Langanhaltender Beifall bei der SPD sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sie jetzt davon-
strömen wollen, wir sind noch nicht fertig mit diesem 
Tagesordnungspunkt, wir haben noch mehrere Abstim-
mungen vor uns.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], an die Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD gewandt: Gehen Sie nicht raus! 
Wir haben jetzt die Mehrheit! Wir beschließen 
jetzt 40 Prozent!)

Wir sind jetzt beim Tagesordnungspunkt 19 b. Abstim-
mung über den Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen zur geschlechtergerechten Besetzung von 
Aufsichtsräten, Gremien und Führungsebenen – Füh-
rungskräftegesetz. Der Ausschuss für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend empfiehlt unter Buchstabe b seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 18/4227, den Ge-
setzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 18/1878 abzulehnen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? –

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Feige!)

Wer enthält sich? – Der Gesetzentwurf ist in zweiter Be-
ratung mit den Stimmen der CDU/CSU-Fraktion und der 
SPD-Fraktion gegen die Stimmen der Fraktion Die 
Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abge-
lehnt. Damit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die 
weitere Beratung.

Tagesordnungspunkt 19 c. Wir setzen die Abstim-
mungen zu der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend auf Drucksa-
che 18/4227 fort. Der Ausschuss empfiehlt unter den 
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Buchstaben c und d seiner Beschlussempfehlung, die 
Berichte der Bundesregierung zum Bundesgleichstel-
lungsgesetz auf Drucksache 17/4307 und zum Bundes-
gremienbesetzungsgesetz auf Drucksache 17/4308 (neu) 
zur Kenntnis zu nehmen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich?

(Zurufe von der CDU/CSU und der SDP)

– Wir können hier vorne im Moment noch keine Mehr-
heitsverhältnisse feststellen, da wir kein einhelliges Ab-
stimmungsverhalten in den einzelnen Fraktionen hat-
ten. – Wir stimmen über die Kenntnisnahme der gerade 
genannten Drucksachen ab.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir können es auch nicht zur 
Kenntnis nehmen!)

Ich habe festgestellt, dass die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und die Fraktion Die Linke diese zur Kenntnis 
nehmen wollen.

(Sönke Rix [SPD]: Und der Abgeordnete Rix!)

In den Koalitionsfraktionen war das leider nicht feststell-
bar.

Ich wiederhole also die Abstimmung. Wer stimmt für 
die Beschlussempfehlung?

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich denke: Kennt-
nisnahme!)

– Also für die Kenntnisnahme laut Beschlussempfeh-
lung? Das meine ich ja; Entschuldigung, aber ich habe 
vorhin auch nach der Kenntnisnahme gefragt. – Wer 
stimmt gegen die Kenntnisnahme? – Wer enthält sich? – 
Dann haben wir auch das gemeinsam geschafft. Die Be-
schlussempfehlung, die genannten Unterrichtungen zur 
Kenntnis zu nehmen, ist angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Friedrich Ostendorff, Nicole Maisch, Harald 
Ebner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Sofortmaßnahmen für die Agrarwende – Für 
eine bäuerlich-ökologische Landwirtschaft 
und gutes Essen

Drucksache 18/4191
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Während sich das Haus umorganisiert, übergebe ich 
die Leitung der Sitzung an die Kollegin Bulmahn, die 
dann zu gegebener Zeit die Aussprache eröffnen wird.
Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Aussprache ist 

eröffnet, da die meisten Kolleginnen und Kollegen ihre 
Plätze eingenommen haben.

Als erster Redner erhält Dr. Hofreiter von Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort. – Herr Kollege.

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Seit zehn Jahren ist das Landwirtschafts- und 
Ernährungsministerium in der Hand der CSU. Herrn 
Minister Schmidt – er ist bei dieser Debatte noch nicht 
anwesend – muss ich fragen: Was haben die Ministerin-
nen und Minister der CSU in diesen zehn Jahren er-
reicht?

Wenn man sich die Bilanz anschaut, dann stellt man 
fest, dass diese einfach grauenhaft ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Zahl der Bauernhöfe hat in dieser Zeit um 30 Pro-
zent abgenommen; bei den Schweinehaltern mussten so-
gar 70 Prozent aufgeben. Es werden in den Ställen ton-
nenweise Reserveantibiotika verwendet. Die Hälfte der 
Grundwassermessstellen schlägt inzwischen Alarm we-
gen Nitratbelastung. Monsanto rollen Sie vonseiten der 
Großen Koalition den roten Teppich aus, um Gentechnik 
in Deutschland endgültig zu etablieren. Den Tierschutz 
überlassen Sie einfach weiterhin der Industrie. Die CSU 
hatte in den letzten Jahren dieses Ministerium zu verant-
worten. Die CSU verantwortet also, dass viele Men-
schen, viele Familien unseren Lebensmitteln inzwischen 
nicht mehr trauen. Die CSU ist dafür verantwortlich, 
dass viele Menschen Angst vor multiresistenten Keimen 
haben. Und die CSU ist auch dafür verantwortlich, dass 
viele anständige Landwirte inzwischen Sorge haben, 
dass sie ihren Betrieb nicht mehr weiterführen können, 
dass viele anständige Landwirte aufgeben mussten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist deshalb schlichtweg höchste Zeit für eine Agrar-
wende in Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Großen Ko-
alition, auch die Kollegen von SPD und CDU, Sie hätten 
doch die Mittel dazu in der Hand. Sie könnten doch die 
Fördermittel gerechter verteilen. Sie könnten doch die 
Fördermittel an Umwelt- und Tierschutz koppeln. Statt-
dessen haben Sie dafür gesorgt, dass die Fördermittel 
weiter ungerecht verteilt werden. 5 Prozent der Betriebe 
erhalten 45 Prozent der Steuermittel. Das ist doch nicht 
gottgegeben. Das könnte man doch verändern, wenn 
man wollen würde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Großen Ko-
alition, Sie könnten doch die Flächenbindung der Land-
wirtschaft wiederherstellen; Seehofer hat diese damals 
unter der ersten Großen Koalition abgeschafft. Dann hät-
ten wir eine Möglichkeit, diese Riesenställe in den Griff 
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zu bekommen. Warum tun Sie das nicht? Warum kop-
peln Sie nicht die Tierhaltung wieder an die Fläche? Das 
würde bedeuten, dass man eine bestimmte Flächengröße 
nachweisen muss, wenn man eine bestimmte Anzahl an 
Tieren hält. Seehofer hat das abgeschafft. Warum führen 
Sie das nicht einfach wieder ein?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es besteht doch die Möglichkeit, ein neues Tier-
schutzgesetz einzuführen, das diesen Namen verdient, 
ein Tierschutzgesetz, das Qualzucht wirklich verbietet, 
ein Tierschutzgesetz, das das Töten von Küken und 
Maßnahmen wie das Schnabelkürzen bei Hühnern ver-
bietet. Das wäre doch mal was. Stattdessen haben Sie ir-
gend so eine intransparente Tierwohl-Initiative gestartet. 
Sie schieben damit die Probleme weiterhin auf die lange 
Bank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insbesondere von 
der CSU und der SPD – die CDU ist ja für Gentechnik; 
aber CSU und SPD sind angeblich gegen Gentechnik –, 
warum hören Sie nicht einfach auf die große Mehrheit 
der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland und verban-
nen Gentechnik aus Deutschland?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Stattdessen überlegen Sie sich eine vollkommen durch-
löcherte Regelung. Machen Sie doch was ganz Einfa-
ches: Sorgen Sie per Gesetz dafür, dass das nationale 
Anbauverbot für gentechnisch veränderte Pflanzen, das 
die EU uns ermöglicht – wir hätten das gerne EU-weit 
verboten –, auch umgesetzt wird. Sie haben eine 80-Pro-
zent-Mehrheit. Beschließen Sie es doch einfach.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Eine weitere Möglichkeit, die wir Ihnen vorschlagen: 
Sie könnten dem Beispiel von Dänemark und den Nie-
derlanden folgen. Dänemark und den Niederlanden ist es 
gelungen, den Antibiotikaverbrauch in den Ställen zum 
Teil um bis zu zwei Drittel zu senken. Warum folgen Sie 
nicht dem Beispiel von Dänemark und den Niederlanden 
und senken den Verbrauch von Antibiotika in den Ställen 
oder wenigstens den Verbrauch von Reserveantibiotika? 
Das ist besonders wichtig, wenn man Menschen, die von 
multiresistenten Keimen befallen sind, wenigstens noch 
eine Chance geben will. Warum verbieten Sie nicht we-
nigstens den massenhaften Einsatz von Reserveantibio-
tika in den Ställen? Sie könnten es. Warum tun Sie es 
nicht?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE 
LINKE])

Ich komme zu einem weiteren Punkt. Wenn man sich 
die Bedingungen anschaut, unter denen viele Menschen 
in den Schlachthöfen arbeiten, dann muss man sagen: 
Das sind sklavereiähnliche Bedingungen. Es ist unseres 
Landes doch vollkommen unwürdig, wie diese Men-
schen behandelt werden.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE 
LINKE])

Wenn Sie darüber stöhnen oder lästern, schauen Sie sich 
die Bedingungen an, unter denen diese Menschen arbei-
ten.

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Herr Kollege Hofreiter, lassen Sie eine Zwischenfrage 

des Kollegen Priesmeier zu?

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ja, klar, wenn er Lust dazu hat.

Dr. Wilhelm Priesmeier (SPD):
Herr Kollege Hofreiter, wenn Sie das dänische Bei-

spiel loben, wie erklären Sie dann die Tatsache, dass in 
Dänemark in den letzten zwei Jahren das Vorkommen 
von MRSA-Keimen in den Proben der Lebensmittel-
überwachung drastisch zugenommen hat?

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

In Dänemark hat das Vorkommen deshalb zugenom-
men, weil dort inzwischen vernünftig kontrolliert wird. 
Ein Teil der Antibiotikastrategie in Dänemark ist näm-
lich auch, für entsprechende Kontrollen zu sorgen und 
nicht nur das Ausmaß des Einsatzes von Antibiotika zu 
senken.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist das!)

Wir könnten ein weiteres Beispiel nehmen: Es ist in-
zwischen in den skandinavischen Ländern gelungen, wie 
zum Beispiel in Norwegen, die Schweinebestände kom-
plett von resistenten Keimen zu befreien. Nehmen Sie 
sich daran ein Beispiel. Es gibt gute Beispiele. Kommen 
Sie nicht immer mit irgendwelchen Ausreden.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Schwim-
men!)

Nur weil woanders vernünftig gearbeitet wird, glauben 
Sie, nichts machen zu müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marlene Mortler [CDU/CSU]: Das war eine 
Ausrede!)

Herr Kollege Priesmeier, es tut mir leid, dass ich Sie 
vorhin nicht gesehen habe. Ich habe wahrscheinlich zu 
sehr auf die Kollegen der CDU/CSU geachtet, die, ehr-
lich gesagt, bei diesem Thema dominanter sind.

(Rita Stockhofe [CDU/CSU]: Darauf kann 
man gar nicht genug achten!)

Aber vielleicht auch eine Frage an die Kollegen von 
der SPD: Warum sorgen Sie nicht dafür – die Möglich-
keit dazu hätten Sie –, dass jedes Kind, egal welches 
Einkommen die Eltern haben, ein vernünftiges Schules-
sen, ein vernünftiges Kitaessen bekommt? Warum küm-
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mern Sie sich als Sozialdemokraten nicht stärker darum? 
Sie hätten die Möglichkeit dazu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE 
LINKE] – Marlene Mortler [CDU/CSU]: Wie 
ist das in den grünen Bundesländern? – Rita 
Stockhofe [CDU/CSU]: So wie in den Län-
dern, wo die Grünen das Sagen haben!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Großen Ko-
alition, liebe Bundesregierung, Sie haben die Mittel in 
der Hand, um entsprechend etwas zu tun. Warum tun Sie 
es nicht? Es geht dabei nicht um wenig. Es geht um 
Klima- und Verbraucherschutz, es geht um Tierschutz, 
und es geht um Artenreichtum, ja, und es geht um eine 
Branche mit mehr als 1 Million Arbeitskräfte. Deshalb: 
Sorgen Sie dafür, dass wir zu einer vernünftigen Agrar-
wende kommen, sorgen Sie endlich dafür, dass die Land-
wirte nicht mehr gezwungen sind, unter unwürdigen Be-
dingungen zu arbeiten.

Wir Grüne wollen, dass diese 1 Million Jobs erhalten 
bleiben. Wir wollen, dass diese Menschen faire Mög-
lichkeiten und die Landwirte gute Chancen haben. Wir 
wollen faire Arbeitsbedingungen statt Ausbeutung. Wir 
wollen keine Steuergelder mehr für die Großunterneh-
men; vielmehr sollten die Steuergelder an die kleinen 
und mittelständischen Unternehmen gerecht verteilt wer-
den. Wir wollen Investitionen in den Tierschutz und in 
die Umwelt. Wir wollen die Lebensmittelstandards ver-
bessern und wollen nicht, dass sie bei TTIP und CETA 
verhökert werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Großen Ko-
alition – der Herr Minister ist ja nicht da –, sorgen Sie 
dafür, dass es endlich zu einer Agrarwende kommt! Sor-
gen Sie endlich dafür, dass Sie Verantwortung überneh-
men, und steuern Sie bei Ihrer Agrarpolitik um!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marlene Mortler [CDU/CSU]: Schwach! Äu-
ßerst schwach!)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als nächste Rednerin hat die Kollegin Ingrid 

Pahlmann von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ingrid Pahlmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Liebe Kollegen und Kolleginnen! Ich kann nur sagen: 
Und täglich grüßt das Murmeltier. Heute nun wieder mal 
die Forderung nach der Agrarwende: weg von der markt-
wirtschaftlichen Landwirtschaft,

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn Sie es nicht schaffen, müssen wir 
es täglich wiederholen!)

hin zu kleinstrukturierten Betrieben; das Ganze verbun-
den mit der Forderung, dass bäuerliche Betriebe wieder 
besser von der Landwirtschaft leben können sollen. Ich 
sehe nicht, wie Sie das mit Ihren Forderungen, mit Ihrer 
Schwarz-Weiß-Malerei erreichen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Trends des Betriebsgrößenwachstums und der 
wachsenden Tiereinheiten je Betrieb sind auch zu Zeiten 
grüner Regierungsverantwortung von 2001 bis 2005 
nicht gestoppt worden, ja nicht einmal verlangsamt wor-
den. Denn Landwirtschaft – das müssen auch Sie endlich 
einsehen – hat auch etwas mit Wirtschaftlichkeit zu tun. 
Wir Bauern leben nun einmal nicht in einer isolierten 
Märchenwelt, auch wir müssen auskömmliche Einkom-
men erwirtschaften können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mit der Umsetzung der EU-Agrarreform erreichen 
wir durch Zuschläge von 50 Euro für die ersten 30 Hek-
tar und weiteren 30 Euro für die folgenden 16 Hektar be-
reits eine Besserstellung für kleine und mittlere Betriebe 
bis 95 Hektar. Auch für Junglandwirte ist ein Programm 
aufgelegt worden, durch das es Zuschläge von 44 Euro 
pro Hektar für die ersten 90 Hektar gibt.

Wir müssen uns vielmehr die Frage stellen, was das 
Überleben der kleineren Betriebe, die Sie ja so vehement 
fordern und von denen wir Gott sei Dank auch noch 
einige haben, erschwert. Das sind auch die ständigen 
neuen Anforderungen, die an die Betriebe gestellt wer-
den. Denn eines ist klar: Zusätzliche Auflagen, Nachfor-
derungen an Stallumbauten, Stalleinrichtungen, überbor-
dende Bürokratie etc. können die größeren Betriebe viel 
leichter stemmen als die kleinen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Deshalb dürfen wir nicht in einen blinden Aktionis-
mus verfallen, wenn wir Prozesse ändern wollen, son-
dern wir sollten Änderungen nur problembezogen, wis-
senschaftlich fundiert und praxistauglich durchführen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Da hilft dann eben kein blinder Aktionismus. Da reicht 
es auch nicht, die simple Formel aufzustellen: Tierwohl 
ist gleich kleine Einheit. Vielen Tieren – das müssen Sie 
zur Kenntnis nehmen – geht es heute in größeren Einhei-
ten deutlich besser als früher in kleinen, dunklen Ställen 
mit schlechten Luftverhältnissen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Rita 
Hagl-Kehl [SPD])

Dabei haben die Landwirte auch immer bewiesen, dass 
sie durchaus bereit sind, praktikable und sinnvolle Wege 
mitzugehen.

Die Düngenovelle befindet sich zurzeit in Überarbei-
tung. Wir treten für eine Reduzierung des Antibiotika-
einsatzes ein. Ja, wir sind das Land, das bereits eine 
Antibiotikadatenbank besitzt, in der jede Gabe doku-
mentiert wird. Wir haben das Baugesetzbuch verändert. 
Dadurch haben Kommunen bessere Steuerungsmöglich-
keiten bei Stallneubauten. Vieles befindet sich also auf 
dem Weg. Es wird für einige Betriebe nicht leicht sein, 
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das umzusetzen. Zusätzlicher, verfrühter und unnötiger 
Aktionismus hilft jetzt keinem weiter.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dazu möchte ich Ihnen gern ein Beispiel aus meiner 
niedersächsischen Heimat aufzeigen, wo ein grüner 
Landwirtschaftsminister, der als Höfesterben-Minister 
bekannt ist

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ein Quatsch! – Friedrich 
Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo leben Sie denn?)

– so viel zu der Forderung nach mehr landwirtschaftli-
chen Betrieben –,

(Beifall bei der CDU/CSU)

das große Problem des Schwanzbeißens bei Schweinen 
mal so eben mit dem Einsatz von 28 Millionen Euro in 
den Jahren 2016 bis 2020 in den Griff bekommen will.
Ich rede von der sogenannten Ringelschwanz-Prämie. 
Jeder niedersächsische Bauer, der sein Tier mit komplet-
tem Schwänzchen, unkupiert von seinem Halter und un-
angeknabbert von seinen Artgenossen zum Schlachthof 
bringt, soll 16, 17 oder 18 Euro extra bekommen.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist richtig viel Geld!)

Das Problem ist nur, dass diese 28 Millionen Euro bei 
den in Niedersachsen anfallenden Schlachtungen, wenn 
jedes erzeugte Mastschwein prämiert würde, gerade ein-
mal für einen Monat reichen würden. Das ist keine 
Nachhaltigkeit. Das nenne ich Aktionismus, Augenwi-
scherei und Geldverbrennen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
heißt, Sie lehnen selbst den Anfang ab! 
Schritte in die richtige Richtung lehnen Sie 
also rundweg ab!)

Diese 28 Millionen Euro hätte man sinnvoller einsetzen 
können.

Solche unausgegorenen Pläne gibt es leider reichlich. 
Ende Februar fand in meiner Heimatstadt der nieder-
sächsische Junglandwirtetag statt. Ich bin unserem Bun-
desminister im Nachhinein sehr dankbar, dass er sich die 
Zeit genommen hat, den landwirtschaftlichen Nach-
wuchs aufzubauen, indem er ihm Zukunftsängste nahm 
und Perspektiven für den ländlichen Berufsstand auf-
zeigte. Diese jungen Menschen – die übrigens mit zu der 
bestausgebildeten Berufsgruppe zählen – verzweifeln in-
zwischen manchmal an den ständig wachsenden Anfor-
derungen der Politik und fragen sich, warum sie über-
haupt noch an diesem Beruf festhalten sollen, bei dem 
sie unter Generalverdacht gestellt und als Umweltsünder 
und Tierquäler diskreditiert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zurück zum Thema Schwanzbeißen. Das Schwanz-
beißen in Schweinebeständen bekommt man eben leider 
nicht durch das Verbot des Schwänzekupierens in den 
Griff. Es gibt Betriebe, in denen es bei drei oder vier 
Durchgängen super gut läuft. Dann aber geht das Verbei-
ßen ohne erkennbare Gründe – gleiches Futter, gleicher 
Ferkellieferant, gleiches Stallklima, ausreichend Spiel-
zeug – los. Das ist übrigens kein alleiniges Problem der 
Intensivtierhaltung. Von diesem Phänomen wird bei al-
len Haltungsformen berichtet.

Da hilft reiner Aktionismus nicht. Vielmehr muss erst 
einmal die Forschung weiter betrieben werden. Denn 
glauben Sie mir: Jeder Landwirt wäre froh, wenn er 
diese lästige Arbeit nicht machen müsste. Verbissene 
Schwänze sind für Schweine schmerzhaft, führen zu 
Krankheiten und Entzündungen und damit zu unnötigem 
Medikamenteneinsatz. Wem ist damit geholfen?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie fordern den Stopp des angeblich ausufernden An-
tibiotikaeinsatzes. In Niedersachsen ist Ihr grüner Land-
wirtschaftsminister, ein Jahr nachdem die Bundesregie-
rung die Änderung des Arzneimittelgesetzes mit einem 
Antibiotika-Minimierungskonzept auf den Weg gebracht 
und die Kontrollbefugnisse der Länderbehörden erheb-
lich erweitert hat, noch immer nicht in der Lage, sein an-
gekündigtes Antibiotikamonitoring umzusetzen. Also 
bitte: Erforderlich ist die Abkehr von einer Ideologie hin 
zu einer Versachlichung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zum Thema „gesunde Ernährung“. Nirgends auf der 
Welt gibt es sicherere Lebensmittel als in Deutschland. 
Lebensmittel auf höchstem Niveau sind hier zu bezahl-
baren Konditionen zu erhalten. Was noch viel besser ist: 
Deutsche Verbraucher haben die Wahl. Sie können die 
Lebensmittel kaufen, die ihrer Lebensweise und ihren 
Ansprüchen und auch ihrem Geldbeutel entsprechen. 
Wir sind dabei, die Kennzeichnung weiter zu verbessern, 
um die Entscheidung der Verbraucher zu erleichtern. Wir 
fordern Wahrheit statt Klarheit.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

– Wahrheit und Klarheit, Entschuldigung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ein Freud’scher 
Versprecher!)

Wir wollen die Verbraucher nicht für dumm verkau-
fen. Die simple Ampelvariante unterfordert die Verbrau-
cher; die sind nämlich schon viel weiter, als Sie denken. 
Die Ampelvariante reicht nicht aus. Allergieauslösende 
Stoffe müssen heute deklariert sein. Der Verbraucher 
will zunehmend mehr über verarbeitete Lebensmittel 
wissen. Das fordern Sie, und da bin ich auch bei Ihnen. 
Ich bin auch bei Ihnen, wenn Sie fordern, dass das Wis-
sen über Ernährung besser in die Breite der Gesellschaft 
getragen wird.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na also, dann mal los!)

In diesem Bereich gibt es bereits viele gute Ansätze. Ich 
verweise auf die Initiative „IN FORM“, Deutschlands 
Initiative für gesunde Ernährung und mehr Bewegung; 
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„SchmExperten“ und „Fit im Alter“ sind nur zwei wei-
tere Beispiele.

An dieser Stelle sind aber natürlich auch die Länder 
gefragt. Auch die grünen Bundesländer dürfen wir nicht 
aus der Verantwortung entlassen. Tun Sie mir also fol-
genden Gefallen: Packen Sie Ihren Antrag beiseite, und 
gehen Sie mit uns die von unserem Minister eingeschla-
genen Wege, gern auch mit kritischen Anregungen, aber 
bitte ohne ideologische grüne Brille, Diffamierungen 
und Pauschalverurteilungen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Jeannine Pflugradt [SPD] – Sven-Christian 
Kindler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
war ganz schlecht!)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin hat Dr. Kirsten 

Tackmann von der Linken das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Gäste! Ich habe monatlich eine Sprechstunde auf 
den Marktplätzen zwischen Perleberg und Neuruppin. 
Da hört man ziemlich gut, was die Leute so bewegt. Es 
gibt kaum ein Thema, auf das man öfter angesprochen 
wird als die Landwirtschaft. Die Kritik richtet sich aber 
nicht gegen die Landwirtschaft an sich, sondern gegen 
Megaställe, gegen zu viel Chemie auf dem Acker – wes-
wegen es zu wenige Bienen gibt –, gegen Agrogentech-
nik oder gegen den Missbrauch von Antibiotika.

Ich finde, dass die Bürgerinnen und Bürger ein sehr 
feines Gefühl für die Fehlentwicklungen in der Land-
wirtschaft haben. Ich finde, dass man diese Kritik auch 
ernst nehmen muss.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Gleichzeitig sage ich als Linke: Ich möchte den Land-
wirtschaftsbetrieben die Hand reichen; denn wir brau-
chen sie als Verbündete, wenn wir diese Situation verän-
dern wollen. Hoffnung habe ich vor allen Dingen bei den 
Betrieben, bei denen, die das Sagen haben, die auch vor 
Ort wohnen; denn diese sichern Arbeit und Einkommen 
in der Nachbarschaft. Sie helfen auch einmal beim Dorf-
fest oder beim Winterdienst; das ist selbstverständlich. 
Mit ihnen kann man und soll man auch diskutieren, wie 
die Probleme gelöst werden können. Ich finde, Land-
wirtschaft und Dorf müssen wieder enger zusammenrü-
cken.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU, der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ob das klappt, ist nach meiner Erfahrung eben nicht 
eine Frage der Größe des Betriebs. Positive Beispiele er-
lebe ich sowohl bei Familienbetrieben als auch bei klug 
geführten GmbHs, aber vor allen Dingen auch bei Ge-
nossenschaften. Ehrlich gesagt verstehe ich nicht, wa-
rum man diese gute Erfahrung aus Ostdeutschland in 
Westdeutschland so sehr ignoriert. Aber das ist eine an-
dere Geschichte.

Das Gegenmodell zu dieser regional verankerten 
Landwirtschaft sind Agrarholdings wie jene, die auch im 
Umfeld meines Dorfes im Nordwesten Brandenburgs die 
Flächen bewirtschaftet. Laut Internet betreibt sie auf 
22 000 Hektar reinen Ackerbau an 40 Standorten – wenn 
ich auf der Karte richtig gezählt habe –, fast ausschließ-
lich in Brandenburg und Sachsen-Anhalt. Der Hauptsitz 
liegt aber in Niedersachsen. „Land Grabbing“ findet also 
nicht nur in Afrika statt, sondern auch vor unserer Haus-
tür. Mit Landwirtschaft im Interesse unserer Region hat 
das wenig zu tun. Dafür lässt sich mit diesem Geschäfts-
modell aber offensichtlich kurzfristig sehr viel Geld ver-
dienen. Deshalb kauft das vagabundierende Kapital nun 
Äcker, Wiesen oder ganze Betriebe.

Auch die bundeseigene BVVG verkauft in politi-
schem Auftrag die ehemalig volkseigenen Flächen der 
DDR an Meistbietende, und zwar europaweit, mit der 
Folge, dass die Bodenkauf- und Pachtpreise in vielen 
Regionen unterdessen so hoch sind, dass sie mit land-
wirtschaftlicher Arbeit nicht mehr zu bezahlen sind.

Das Ergebnis sind kapitalgesteuerte, regional entkop-
pelte Agrarunternehmen. Das ist eine ferngesteuerte 
Landwirtschaft, die wir nicht wollen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

In Gefahr ist damit aber auch ein ganz wichtiger poli-
tischer Konsens seit dem Zweiten Weltkrieg, nämlich die 
Sicherung einer breiten Streuung des Bodeneigentums. 
Die Linke weist seit langem auf diese Fehlentwicklung 
hin, häufig leider vergeblich, aber jetzt tut sich Gott sei 
Dank etwas.

Unter anderem liegen jetzt die Vorschläge des Bun-
desverbandes der gemeinnützigen Landgesellschaften 
auf dem Tisch. Ein Vorschlag ist zum Beispiel, dass Ver-
äußerungen von Gesellschaftsanteilen landwirtschaftli-
cher Unternehmen genehmigt werden müssen. Ich finde, 
es ist höchste Zeit zum Handeln, damit nachhaltig wirt-
schaftende Betriebe eine Chance haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so kurz vor dem 
8. März habe ich mir noch mal angeschaut, wie viele 
landwirtschaftliche Betriebe von Frauen geleitet werden. 
Eine Übersicht für die EU-Mitgliedstaaten liegt leider 
nur für die Jahre 1999 und 2000 vor. Damals bildete 
Deutschland mit 8 Prozent gemeinsam mit Dänemark 
und den Niederlanden das absolute Schlusslicht. Ich 
finde das wirklich peinlich. An der Spitze standen übri-
gens Österreich mit 31 Prozent und Griechenland mit 
24 Prozent Frauenanteil.

Nicht dass Sie denken, dass es 2013 besser ausgese-
hen hat. Im Jahr 2013 waren sogar nur noch 6,4 Prozent 
der Betriebsleiter in der Landwirtschaft weiblich. Ich 
finde, Mädels, hier muss sich dringend etwas ändern. 
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Dann ändert sich auch noch schneller etwas in der Land-
wirtschaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als nächster Redner hat Dr. Wilhelm Priesmeier von 

der SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Wilhelm Priesmeier (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kol-
lege Hofreiter, ich hätte bei Ihrer Rede ein bisschen mehr 
Wissenschaftlichkeit erwartet. Als Diplombiologe wären 
Sie dazu sicherlich in der Lage.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vielleicht halten Sie demnächst eine Rede über „Urban 
Farming“ in München. Dazu sind Sie mit Sicherheit qua-
lifiziert.

Die Welt ist nicht ganz so einfach, wie wir uns das 
vorstellen. Die Agrarwende datiert ja schon vom Jahr 
2001 und war letztendlich die Konsequenz aus den Er-
kenntnissen der BSE-Krise und aus der damaligen Sys-
temkrise. Daraus haben wir Sozialdemokraten und auch 
die Grünen Konsequenzen ziehen müssen. Die Konse-
quenzen sieht man ja schon; denn die Landwirtschaft hat 
sich in den vergangenen 14 Jahren bewegt. Die Land-
wirtschaft ist dialogbereit geworden. Die Landwirtschaft 
stellt sich natürlich den Herausforderungen. Es nützt 
also nichts, wenn man Ängste schürt oder Hunderttau-
sende von Landwirten an einen Pranger stellt, an den sie 
nicht gehören.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Es ist untauglich, zu versuchen, Menschen, die zur 
Landwirtschaft unter Umständen keine unmittelbare Be-
ziehung haben, für seine politischen Ziele und Zwecke 
zu instrumentalisieren und in der gesamten Gesellschaft 
Ängste zu erzeugen. Damit kommen wir weiß Gott nicht 
weiter.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Man sollte konkrete Optionen dafür entwickeln – Ihre 
Länderminister tun das ja auch relativ konstruktiv –, im 
Hinblick auf all die Probleme, die unzweifelhaft vorhan-
den sind, im Dialog voranzukommen. Man kann das al-
les nicht differenziert betrachten, wenn man, wie Sie in 
Ihrem Antrag, in einem Satz von „gefährlichen Kei-
men“, „tierquälerischen Missständen“, „Riesenställen“, 
„Monokulturen“, „Artensterben“, „Klimakrise“, „Land-
raub“, „Umweltzerstörung“ und „verseuchtem Grund-
wasser“, von Dumping und der Zerstörung bäuerlicher 
Strukturen spricht. Das ist wirklich viel zu einfach.
(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
CDU/CSU)

Hier stimmt Ihre Analyse nicht zur Gänze. Vielmehr 
muss man im Einzelnen schauen, wo die Ursachen lie-
gen.

90 Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe sind 
Familienbetriebe. Wir haben keine sich entwickelnde 
großräumige, großflächige Agrarindustrie. Es gibt Ent-
wicklungen, die wir nicht gutheißen können. Die SPD 
will keine KTG Agrar, die SPD will keine Straathoffs, 
und die SPD will auch nicht Haßleben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE])

Daher darf man aber auch nicht das Bild der Landwirt-
schaft diskreditieren.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Deshalb redet man bloß und handelt 
nicht! Das ist typisch SPD: Laber, laber, laber, 
und nichts tun!)

Ich glaube, das ist der falsche Weg. Wir wollen eine bäu-
erliche, nachhaltige Landwirtschaft, die von Unterneh-
mern geprägt ist, die Verantwortung tragen und Verant-
wortung in dieser Gesellschaft übernehmen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und was machen Sie?)

Wir haben heute Unternehmen, die wettbewerbsfähig 
sind und Arbeitsplätze schaffen. Ihre Wertschöpfung im 
ländlichen Raum und auch in der gesamten Gesellschaft 
ist erheblich.

Wir haben die Agrarwende gemeinsam vorangetrie-
ben. Als Folge der Agrarwende und verschiedener ande-
rer Beschlüsse haben wir auch ganz wichtige Entschei-
dungen in Brüssel getroffen. Renate Künast war dafür 
verantwortlich, dass wir das alte Prämiensystem mit der 
Kopplung an Produkte abgeschafft und Flächenprämien 
eingeführt haben.

(Marlene Mortler [CDU/CSU]: Genau!)

Das hat die deutsche Landwirtschaft in besonderer 
Weise wettbewerbsfähig gemacht.

Wir haben den Außenschutz reduziert und mit den 
Beschlüssen von damals dafür gesorgt, dass es heute 
nicht mehr notwendig ist, mit Exporterstattungen auf 
den Weltmärkten Dumping zu betreiben. Das ist auch ein 
Erfolg von Rot-Grün.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Davon kann man sich nicht distanzieren.

Wenn man sich mit der Landwirtschaftspolitik ausei-
nandersetzt, dann wird klar: Die Landwirtschaftspolitik 
ist heute Gesellschaftspolitik. Die Agrarpolitik und die 
Landwirte sind mitten in der Gesellschaft angekommen. 
Ich glaube, es ist ungerecht, den Landwirten den Dialog 
zu verweigern und mit dem Finger auf sie zu zeigen. Für 
mich ist die Akzeptanz des landwirtschaftlichen Sektors, 
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des Agrarsektors, der Kern und die Voraussetzung für 
die weiteren Perspektiven, die die Landwirtschaft in un-
serem Lande haben muss.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Darüber hinaus brauchen wir nicht nur eine wettbe-
werbsfähige Landwirtschaft, sondern auch den Außen-
handel und den Import. Mit dem Import sichern wir auch 
in anderen Ländern Arbeitsplätze. Wir importieren im 
Bereich der Landwirtschaft im Wert von 71,6 Milliarden 
Euro und exportieren im Wert von 64,2 Milliarden Euro. 
Ich finde, auch das hat nichts mit Dumping zu tun, son-
dern zeigt, dass unsere Landwirtschaft Chancen hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir als SPD sind natürlich nicht blind. Ich glaube, 
dass die Subventionen, die wir zahlen, nicht dauerhaft 
Bestand haben können. Subventionen, die falsch orien-
tiert sind, sind aber nicht dafür verantwortlich, dass 
70 Prozent der Betriebe keinen Hofnachfolger finden. 
Dafür sind Strukturveränderungen verantwortlich, die es 
immer schon gab und denen wir uns auch politisch so 
schnell nicht entziehen können. Auch in den anderen eu-
ropäischen Ländern gibt es die gleiche Entwicklung 
beim betrieblichen Wachstum, und auch dort sinkt die 
Anzahl der Betriebe. So falsch kann unsere Agrarpolitik, 
betrachtet man den gesamten Kontext Europa, also nicht 
gewesen sein – auch nicht die von Rot-Grün.

(Beifall bei der SPD)

Welche Auswirkungen Standards haben, die wir alle 
umsetzen wollen, wird auch deutlich, wenn man sich die 
Entwicklung anschaut. Wir haben die Käfighaltung Gott 
sei Dank verboten. In der Folge sind alle kleineren Be-
triebe, die weniger als 5 000 bis 10 000 Hühner in ihren 
Käfigen hatten, aus der Haltung von Legehennen ausge-
stiegen. An ihrer Stelle haben andere Unternehmen in-
vestiert, sodass wir heute wieder einen Versorgungsgrad 
von 75 Prozent haben. Das macht deutlich: Jede Maß-
nahme, die wir beschließen, und jeder höhere Standard, 
den wir in Teilen zu Recht umsetzen, führen automatisch 
dazu – und das gilt auch für die Maßnahmen, die Sie for-
dern –, dass dieser Strukturwandel vorangetrieben wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Mit Blick auf die Zukunft hat die deutsche Landwirt-
schaft, die deutsche Agrarwirtschaft innerhalb Europas 
und auch innerhalb dieser Welt eine besondere Aufgabe: 
Wir können Modell für eine nachhaltige Landwirtschaft, 
für eine vielgestaltige Landwirtschaft sein. Wir erhalten 
auf diese Art und Weise unsere Kulturlandschaft und tra-
gen wesentlich dazu bei, dass die Verhältnisse in den 
ländlichen Räumen stabil bleiben. Dafür, finde ich, lohnt 
es sich, Politik zu machen, und dafür macht die SPD Ag-
rarpolitik.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat Hans-Georg 

von der Marwitz von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Hans-Georg von der Marwitz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Beim 
Durchlesen des heutigen Antrags von den Grünen ging 
mir ein Zitat von Christian Morgenstern durch den Kopf:

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja nicht schlecht!)

Die Hälfte allen Unglücks – vom gröbsten bis zum 
feinsten – geht auf Unwissenheit oder Denkfehler 
zurück, gewollte oder ungewollte …

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie der Abg. Jeannine Pflugradt [SPD])

Dabei könnte ich es bewenden lassen, wäre da nicht der 
von den Grünen gewollte Denkfehler – das haben wir bei 
der ersten Rede sehr deutlich gehört –, den Sie wie eine 
Monstranz, wie eine alleinige Wahrheit vor sich hertra-
gen.

„Sofortmaßnahmen für die Agrarwende – Für eine 
bäuerlich-ökologische Landwirtschaft und gutes Essen“, 
so lautet der Titel Ihres Antrags.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann unterstützen Sie das doch 
einfach!)

Als Landwirt, auch ökologisch arbeitend, fühle ich mich 
bei Ihrem Rundumschlag im wahrsten Sinne des Wortes 
vor den Kopf gestoßen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Friedrich 
Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was haben Sie denn gegen gutes Essen?)

Als ob die deutsche Landwirtschaft und die Lebensmit-
telverarbeiter ein Haufen unverbesserlicher Ganoven 
wären, denen das Handwerk gelegt werden müsste, ver-
mengen Sie alle negativ besetzten Begriffe wie Massen-
tierhaltung, Artenschwund, verseuchtes Grundwasser, 
Aufheizen der Atmosphäre, Klimawandel,

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist jetzt der Fehler? Was ist daran 
falsch?)

Welthunger, Ausbeutung von Arbeitskräften, Preisdum-
ping, Antibiotikaresistenz, Tierqual und nicht zuletzt 
Zerstörung der Natur in einem Schierlingsbecher und 
vergiften damit den landwirtschaftlichen Berufsstand.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Jeannine Pflugradt [SPD])

Justus von Liebig hat wohl recht, wenn er sagt:

Wir neigen viel zu sehr dazu, Dingen, die das Er-
gebnis vieler Ursachen sind, einer einzigen zuzu-
schreiben.

Das tun Sie.
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Mit Ihrem heutigen Antrag haben Sie bei mir manche 
Sympathie für das eine oder andere Ihrer Themen ver-
spielt; denn es geht Ihnen nicht um eine sachliche Aus-
einandersetzung mit Problemen, die es natürlich auch in 
der deutschen Landwirtschaft gibt, sondern allein um die 
Lufthoheit über ein Problem und die Besetzung eines 
Themas, das ihnen bei zukünftigen Wahlen Stimmen 
verschaffen soll.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Darum geht es Ihnen und nur darum, nicht etwa um kon-
krete Veränderungen in einem landwirtschaftlichen Pro-
blemfeld; denn ein fachlicher Diskurs über mögliche 
Verbesserungen in der deutschen Landwirtschaft muss 
im Dialog und darf nicht mit einer pauschalen Vorverur-
teilung geführt werden.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo steht die bitte?)

– Lies doch bitte einmal den gesamten ersten Teil eures 
Antrags.

Um die Funktion der modernen Landwirtschaft in der 
heutigen Wirtschaftsordnung zu verstehen, hilft, wie so 
oft, ein Blick in die Geschichte. Mit dem Landwirt-
schaftsgesetz von 1955 wurde die Stützungsbedürftig-
keit des Agrarsektors herausgestellt. Allerdings müssen 
Förderungen zielgenau sein und sich in einem gewissen 
Rahmen bewegen. Vor allem dürfen die Kräfte des Wett-
bewerbs nicht ausgehebelt werden.

Sie wissen, dass auch ich einer Kappung der Direkt-
zahlungen positiv gegenüberstand. Auch heute noch bin 
ich der Meinung, dass wir darüber diskutieren müssen. 
Aber haben wir nicht mit dem Umverteilungsprämienge-
setz vor einem Jahr in den letzten GAP-Verhandlungen 
einen Kompromiss erreicht, dem auch Sie hier im Bun-
destag zugestimmt haben?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt verlangen Sie eine Umverteilung von 30 Prozent 
der Mittel aus der ersten Säule für die ersten 46 Hektar.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir haben mal Ihr Zitat von Mor-
genstern gegoogelt! – Heiterkeit bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das würde bedeuten, dass über 1,4 Milliarden Euro an 
Förderungen für alle Betriebe per annum umgeschichtet 
werden müssten. Ich denke, dass das eher zu Mitnahme-
effekten und zu weiteren Konzentrationen führen würde 
als zu einer produktiven und vor allem auch gerechten 
Landbewirtschaftung. Außerdem dürfte es zu einer 
Pachtpreisexplosion kommen, die nur den Landeigentü-
mern zugutekommt.

Auch Ihre nächsten Punkte können aus meiner Sicht 
so nicht stehen bleiben. Sie fordern eine pauschale Ober-
grenze für die Anzahl der gehaltenen Tiere. Es sollten 
Ihrer Ansicht nach nicht mehr als zwei Großvieheinhei-
ten pro Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche je Betrieb 
gehalten werden, um Massentierhaltung zu vermeiden. 
Natürlich – darin sind wir uns in mancher Hinsicht ei-
nig – kann es kein ungebremstes Wachstum geben, vor 
allem nicht in masttierstarken Regionen. Um die Ent-
wicklungen effektiver steuern zu können, haben wir uns 
bereits Anfang 2013 die Novelle zum Baugesetzbuch 
vorgenommen.

Angenommen, wir würden die von Ihnen geforderten 
2 GV pro Hektar umsetzen, würde das nach dem GV-
Schlüssel für Hähnchen 66 000 Mastplätze für einen 
46-Hektar-Betrieb bedeuten. Kann sich der Verbraucher 
eine 66 000 Plätze umfassende Mastanlage überhaupt 
vorstellen? Ist diese Größenordnung etwa keine Massen-
tierhaltung? Was ist Massentierhaltung?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch ökologisch produzierende Landwirte, die Hühner, 
Schweine oder Rinder mästen, sind letztlich Massentier-
halter. Legen wir doch bitte diesen Kampfbegriff bei-
seite und fragen lieber: Kann man Tiere so halten, dass 
sie sich offensichtlich wohlfühlen?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir sind in dieser Frage gar nicht weit voneinander ent-
fernt, Harald.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh doch!)

Wie muss der Stall zum Wohlfühlen beschaffen sein? 
Wie muss ich Stallklima und Platzangebot optimieren, 
um den Einsatz von Antibiotika so gering wie möglich 
oder vielleicht sogar überflüssig zu machen?

Sie haben vorhin gefragt, warum zum Teil in größeren 
Anlagen immer weniger Antibiotika eingesetzt werden. 
Das kommt daher – damit verrate ich kein Geheimnis –, 
dass der Bau dieser Stallanlagen inzwischen optimiert 
worden ist. Wenn wir diese Optimierung vornehmen, 
dann haben wir für den Tierschutz, den Verbraucher und 
für die Menschen insgesamt sehr viel erreicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nicht allein die Bestandsgröße, sondern auch die 
Tierzahl in einer Region muss diskutiert werden,

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber das tun wir doch mit den GV!)

aber nicht nur aufgrund des Tierwohls, sondern auch mit 
Blick auf die regionalen Voraussetzungen, die Agrar-
strukturen und den volkswirtschaftlichen Sinn.

Apropos Tierwohl: Herr Hofreiter, ich habe vorhin 
sehr wohl vernommen, dass Sie auch das kritisch beglei-
ten.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schlimm! Das ist echt schlimm, 
wenn die Opposition Dinge kritisch begleitet! 
Das ist ganz ungewohnt für die CDU/CSU!)

Die in diesem Jahr gestartete Initiative Tierwohl ist ein 
Bündnis aus Verbänden und Unternehmen der Landwirt-
schaft, der Fleischwirtschaft und des Einzelhandels. Es 
ist das erste Mal, dass die private Wirtschaft branchen-
übergreifend und freiwillig für eine Verbesserung des 
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Tierwohls eintritt. Meiner Auffassung nach ist die Initia-
tive ein guter Ansatz, um den Spagat zwischen Tier-
schutz, Verbraucher- und Erzeugerinteressen zu schaf-
fen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Friedrich 
Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo wird denn das Erzeugerinteresse bedient? 
Das erzählen Sie mal! Der Verbraucher er-
kennt doch gar nicht, was es ist! Der kriegt es 
auf den Teller und weiß es nicht!)

Wir sind auf einem guten Weg und arbeiten konsequent 
daran, Missstände zu beheben und das Ansehen der Tier-
halter in der Öffentlichkeit weiter zu verbessern.

In einem Punkt sind wir uns allerdings einig; darüber 
brauchen wir uns nicht die Köpfe heißzureden. Lieber 
Minister Schmidt, letzte Woche haben wir alle fraktions-
übergreifend gefordert, dass die Umsetzung der Opt-out-
Regelung rechtssicher gestaltet werden muss. Eine er-
folgreiche Klage eines Gentechnikkonzerns oder auch 
zum Beispiel eine Nichtnutzung der Opt-out-Option 
durch ein Bundesland wäre aus meiner Sicht ein Super-
GAU.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Kirsten 
Tackmann [DIE LINKE])

Der mühsam gefundene Kompromiss zur Grünen Gen-
technik wäre zunichtegemacht und die Glaubwürdigkeit 
der Politik massiv geschädigt. Insofern denke ich, dass 
eine bundesgesetzliche Regelung weniger Angriffsflä-
che bieten würde als eine länderorientierte.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Kirsten 
Tackmann [DIE LINKE])

Nun komme ich zum Schluss. Liebe Grünen, verab-
schiedet euch vom Schüren von Zukunftsängsten, von 
gesetzlicher Regelungswut und der Bevormundung des 
Bürgers!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich habe das Gefühl, ihr habt aus eurem letzten Wahl-
kampfdesaster keine wirklichen Konsequenzen gezogen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Kennen Sie Ihr Wahlergebnis in Hamburg?)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Hans-Georg von der Marwitz (CDU/CSU):
Ich komme zum Schluss. – Gestatten Sie mir nach 

dem heute Erlebten noch eine Bemerkung in eigener Sa-
che: Wer sich allzu grün macht, sagte Goethe, den fres-
sen am Ende die Ziegen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der SPD)

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als nächster Redner in dieser Debatte hat der Kollege 

Niema Movassat von der Fraktion Die Linke das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Niema Movassat (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Jeden Tag hungern 800 Millionen Menschen auf der 
Welt. Die deutsche und europäische Agrarpolitik ist da-
für mitverantwortlich. Immer mehr produzieren, das ist 
das Credo. Die EU unterstützt das. 45 Prozent des ge-
samten EU-Haushalts fließen in die Landwirtschaft. Das 
sind von 2014 bis 2020 386,5 Milliarden Euro. Das nützt 
vor allem den großen Agrokonzernen. Das schadet nicht 
nur vielen Bauern bei uns, sondern zerstört auch die 
Existenz von Millionen Kleinbauern in den Entwick-
lungsländern, schafft dort Armut und Hunger. Um den 
Hunger in der Welt zu bekämpfen, brauchen wir endlich 
eine Agrarwende.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bis heute überschwemmen europäische Lebensmittel 
viele Märkte in Afrika. So wird bei uns deutlich mehr 
Hähnchenfleisch produziert, als wir essen. Ein großer 
Teil der Geflügelreste wird nach Afrika verschifft. In 
Ghana wird Geflügel dann für 90 Cent pro Kilogramm 
verkauft, ein Dumpingpreis, der nur dank der besagten 
EU-Gelder möglich ist. Das Fleisch wird subventioniert 
und so künstlich verbilligt. Der Kilopreis des Geflügels ei-
ner ghanaischen Hähnchenzüchterin liegt bei 1,80 Euro.
Sie kann mit dem Spottpreis aus Europa nicht mithalten; 
sie muss ihren Betrieb aufgeben, sie verarmt, sie hun-
gert.

(Eva Bulling-Schröter [DIE LINKE]: Das ist 
ein Skandal!)

Die deutsche Fleischindustrie hingegen macht Profit. 
Die europäischen Geflügelexporte nach Afrika haben 
sich seit 2009 verdreifacht, die deutschen gar versieben-
facht. Dasselbe gilt für Milch und Schweinefleisch. Die 
Bauern in Europa und Afrika sind Opfer Ihrer Politik, 
werte Bundesregierung, weil Sie Produktionssteigerun-
gen in der Landwirtschaft über alles stellen. Damit muss 
endlich Schluss sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Ursache, warum die Billiglebensmittel auf afrika-
nische Märkte kommen, sind Freihandelsvereinbarun-
gen. Diese sehen vor, dass Entwicklungsländer ihre 
Märkte nicht schützen dürfen. Sie müssen Zölle senken. 
Sie können nicht, wie es in Europa gelaufen ist, erst ein-
mal ihre eigene Landwirtschaft aufbauen, bevor sie sich 
dem internationalen Wettbewerb stellen. Seit Januar gel-
ten neue Freihandelsvereinbarungen, die EPAs. Diese 
zwingen zu noch mehr Marktöffnung. Viele afrikanische 
Länder haben sich lange dagegen gewehrt. Sie wissen, 
dass die Existenz ihrer Bauern auf dem Spiel steht. Die 
EU-Kommission hat aber die EPAs mit massivstem 
Druck durchgesetzt. Die Kleinbauern in Afrika haben 
nun noch weniger Chancen, sich gegen die übermächtige 
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europäische Agroindustrie zu behaupten. Sie, die Bun-
desregierung, müssen sich dafür einsetzen, dass diese 
Freihandelsvereinbarungen ausgesetzt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Die europäische Agrarindustrie exportiert aber nicht 
nur Nahrungsmittel. Mithilfe der Bundesregierung arbei-
tet sie intensiv daran, das europäische Modell einer 
industriellen Landwirtschaft in den globalen Süden zu 
exportieren, oft in Form von öffentlich-privaten Partner-
schaften, PPPs. Bei einem dieser PPPs fördert das deut-
sche Entwicklungsministerium unter dem Label der 
Hungerbekämpfung in Zusammenarbeit mit Konzernen 
wie Bayer und Syngenta die Kartoffelchips- und Pom-
mesproduktion in Nigeria und Kenia. Damit bekämpfen 
Sie nicht den Hunger der Menschen, sondern stillen vor 
allem den Hunger der beteiligten Konzerne nach Gewin-
nen und neuen Märkten.

(Eva Bulling-Schröter [DIE LINKE]: Genau!)

In Afrika leben bis zu 80 Prozent der Bevölkerung 
von der Landwirtschaft. Eine Industrialisierung der 
Landwirtschaft nach europäischem Vorbild bedeutet für 
viele von ihnen den Verlust ihrer Arbeit. Sie können 
auch nicht in andere Jobs ausweichen. Es fehlt an alter-
nativen Einkommensmöglichkeiten. Es gibt oft keinen 
funktionierenden Arbeitsmarkt, beispielsweise im Indus-
triesektor. Die Folge: Hunger und Armut. Deswegen ist 
es falsch, das europäische Landwirtschaftsmodell zu ex-
portieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Weltagrarbericht wurde 2008 festgestellt, dass die 
Kleinbauern, die in den Entwicklungsländern 80 Prozent 
der Lebensmittel produzieren, der Schlüssel im Kampf 
gegen den Hunger sind. Liebe Bundesregierung, nehmen 
Sie das endlich ernst! Unterstützen Sie Kleinbauern statt 
Agrokonzerne!

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin spricht Rita 

Hagl-Kehl von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Rita Hagl-Kehl (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wie mein Kollege Wilhelm Priesmeier gerade 
erläutert hat, besteht die Basis einer zukunftsfähigen 
Agrarpolitik nach unserer Auffassung aus lebendigen 
ländlichen Räumen und einer nachhaltigen Landbewirt-
schaftung. Ziel der SPD-Bundestagsfraktion ist es, eine 
Landwirtschaft zu fördern, die flächendeckend wirt-
schaftet, multifunktional ausgerichtet ist und ressourcen-
schonend produziert. In diesem Sinne fördern wir das 
nachhaltigste Produktionssystem, nämlich den ökologi-
schen Landbau. Deswegen finde ich es sehr schade, dass 
im Antrag der Grünen auf diesen Punkt nicht konkret 
eingegangen wird. Viele Themen, die im Antrag ange-
sprochen worden sind, hängen sehr eng mit dem ökolo-
gischen Landbau zusammen. Genau aus diesem Grund 
halte ich es für sinnvoll, die Förderung des ökologischen 
Landbaus nicht nur im Rahmen der heutigen Debatte, 
sondern allgemein für die Zukunft der deutschen Land-
wirtschaft in den Vordergrund zu stellen.

(Beifall bei der SPD)

Die ökologische Landwirtschaft ist ein Produktions-
system, welches qualitativ hochwertige und gesunde 
Lebensmittel herstellt. Darüber hinaus erbringt der Öko-
landbau eine Vielzahl gesellschaftlich erwünschter Leis-
tungen. Er erhält und schont die natürlichen Ressourcen 
im besonderen Maße und hat vielfältige positive Auswir-
kungen auf den Boden-, Gewässer- und Tierschutz sowie 
auf die Artenvielfalt. Diese nachhaltige Form der Land-
wirtschaft verzichtet auf leichtlösliche mineralische 
Stickstoffdüngemittel, chemisch-synthetische Pflanzen-
schutzmittel und gentechnisch veränderte Organismen. 
Damit vermeidet er Verunreinigungen von Grund- und 
Oberflächenwasser mit zu viel Nitrat und Phosphaten. 
An dieser Stelle landen wir wieder bei der laufenden No-
vellierung der Düngeverordnung und der Umsetzung der 
EU-Nitratrichtlinie, zu der ich hier bereits des Öfteren 
gesprochen habe.

Im Hinblick auf diese Argumente sollte uns daran ge-
legen sein, die ökologische Land- und Lebensmittelwirt-
schaft in Deutschland zu stärken. Nur so kann die Agrar-
wende in der Tat realisiert werden. Immer mehr 
Verbraucherinnen und Verbraucher entscheiden sich für 
gesunde und ökologisch erzeugte regionale Lebensmit-
tel, wodurch sich der Biolebensmittelmarkt dynamisch 
entwickelt und ständig wächst. Es wurde zum SPD-An-
liegen, die Tätigkeit der heimischen Biobauern zu för-
dern, damit diese ebenfalls vom Wachstum profitieren 
können. Die Nachfrage ist da; aber auch ein passendes 
Angebot soll vorhanden sein. Unser politisches Ziel ist, 
dass immer mehr Betriebe mit unterschiedlicher Größe, 
Produktionsausrichtung und Beschäftigungsstruktur auf 
eine ökologische Produktionsweise umstellen – und 
nicht nur kleine Betriebe, wie im Antrag gefordert wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Eine Ausweitung der Ökoanbaufläche käme Landwirten, 
Verbrauchern, landwirtschaftlichen Nutztieren und der 
Umwelt gleichermaßen zugute.

Damit das alles möglich wird, müssen noch einige 
Schritte unternommen werden. Als Erstes bedarf es ei-
nes verlässlichen und eindeutigen europäischen Rechts-
rahmens.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bereits im September letzten Jahres haben wir auf un-
sere Initiative hin zusammen mit dem Koalitionspartner 
einen Antrag zur Novellierung der EU-Öko-Verordnung 
erarbeitet, dem fraktionsübergreifend zugestimmt wurde.
Dieser Antrag unterstützt die Bundesregierung bei den 
Verhandlungen mit der Kommission zur Weiterentwick-
lung des europäischen Rechtsrahmens.

Als Zweites bedarf es eines abgestimmten Maßnah-
menbündels zur Förderung des ökologischen Landbaus 
(C)
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auf europäischer, aber natürlich auch auf nationaler 
Ebene. Damit diese Maßnahmen umgesetzt werden, 
muss eine ausreichende Finanzierung zur Verfügung ste-
hen. Bislang gibt es in Deutschland keine einheitliche 
und auf Dauer angelegte Strategie zur Förderung der 
ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft. Wenn 
wir das 20-Prozent-Ziel erreichen wollen, das Minister 
Schmidt in seinem „Zukunftsplan Öko“ angekündigt hat, 
müssen wir diese Fördermaßnahmen strategisch besser 
koordinieren. Daher fordern wir für den Haushalt 2016 
mehr Geld für das Bundesprogramm „Ökologischer 
Landbau und andere Formen nachhaltiger Landwirt-
schaft“.

(Beifall bei der SPD)

Damit die ökologische Land- und Lebensmittelwirt-
schaft in Deutschland zu einem Erfolg wird, halte ich es 
für notwendig, dass alle an diesem Produktionssystem 
Beteiligten kooperieren. Wir als Gesetzgeber legen den 
Rechtsrahmen fest, bezogen auf die Interessen der Ver-
bände, der Landwirtschaft und der Verbraucher. Die an-
deren Teilnehmer in diesem System haben aber auch 
eine sehr wichtige Rolle. Die Verbraucherinnen und Ver-
braucher sollen darauf achten, was sie essen und auf 
welche Art und Weise es produziert wurde. Der Preis ei-
nes Produkts entspricht meistens der Qualität, und die 
Qualität entspricht meistens einer gerechten Landwirt-
schaft. Auch die Produzenten sollten darauf achten, dass 
sie mit dem Boden und den Ressourcen schonend umge-
hen. Die Nachhaltigkeit ist wichtig, damit auch in Zu-
kunft regionale und gesunde Lebensmittel zur Verfügung 
stehen. Wir alle müssen dabei auf unsere Rolle achten 
und diese auch wahrnehmen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als nächster Redner spricht Friedrich Ostendorff von 

Bündnis 90/Die Grünen.

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber 
Kollege Hans-Georg von der Marwitz, hättest du doch 
nur bei den Zitaten von Morgenstern etwas weiter geg-
oogelt. Da heißt es, wie du weißt:

Die Zaghaftigkeit – wo Gutes gewollt wird – ist zu 
nichts nütze. Sie ist nur die Quelle immer weiterer 
Schwäche und damit immer weiterer Mißerfolge.

Das gilt für dich ganz besonders.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Toll, dass sich der Fraktionsvorsitzende der Grünen, 
Anton Hofreiter, für die Lage der Bäuerinnen und Bau-
ern mehr interessiert als der Vorsitzende der CDU/CSU-
Fraktion. Aber was sollte Volker Kauder hier auch sa-
gen? Dass die angebliche Bauernpartei CDU in den ver-
gangenen Jahren keinen einzigen Antrag, keine einzige 
Initiative vorgelegt hat, um dem massiven Höfesterben 
etwas entgegenzusetzen? Dass die angebliche Bauern-
partei CDU das Höfesterben lieber Strukturwandel nennt 
und Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, 
diesen Strukturwandel gar nicht so schlecht finden?

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Dass Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland 
lieber in ein EU-Vertragsverletzungsverfahren laufen 
lassen, als endlich eine vernünftige Düngeverordnung 
zum Grundwasserschutz gegen die Beharrungskräfte im 
Bauernverband durchzusetzen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass Sie seit der Aigner'schen Kuhschwanz-Prämie kei-
nen Finger mehr für die Milchbauern krumm gemacht 
und den Bäuerinnen und Bauern zum Ende der Milch-
quote am 1. April nicht mehr als marktradikale Plattitü-
den anzubieten haben? Beispielhaft zitiere ich den CDU-
Kollegen Kees de Vries: Wer für 32 Cent nicht melken 
kann, sollte Beamter werden. – Herr Minister Schmidt 
empfiehlt den Milchbauern – ich zitiere –:

Hilfreich wird es sein, die Produktion am Markt zu 
orientieren.

Schönen Dank, Herr Minister; das tun wir Bauern bereits 
seit vielen Jahren und Jahrzehnten. Das haben Bäuerin-
nen und Bauern immer getan. Unsere Höfe machen aber 
trotzdem reihenweise zu.

Meine Damen und Herren, Herr Minister, hilfreich 
wäre es, wenn Sie endlich zur Kenntnis nehmen würden, 
dass in den letzten zehn Jahren fast die Hälfte der Milch-
viehbetriebe und zwei Drittel der Schweinehalter aufge-
geben haben und dass wir auf dem besten Wege sind, die 
bäuerliche Landwirtschaft insgesamt zu verlieren. Hilf-
reich, Herr Minister, meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU, wäre es aber auch, wenn Sie die Instrumente 
der Gemeinsamen Agrarpolitik zur Stärkung bäuerlicher 
Betriebe endlich nutzen würden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hilfreich wäre es, wenn Sie endlich zur Kenntnis neh-
men würden, dass Grundwasserbelastung, Antibiotika-
missbrauch und Massentierhaltung Realitäten sind, die 
man nicht einfach leugnen oder wegpöbeln kann. Insbe-
sondere dir, Hans-Georg von der Marwitz, sei das ge-
sagt!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wollen Sie sich denn beim Thema Antibiotika auch noch 
von McDonald's überholen lassen? Ich will das nicht, 
wir Grünen wollen das nicht. Wir wollen, dass wir ge-
meinsam hier im Hause das Heft des Handelns in der 
Hand behalten und dieses Problem lösen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hilfreich wäre es aber auch, wenn Sie bei TTIP endlich 
zur Kenntnis nehmen würden, dass die Interessen der 
Agrarindustrie in der Regel das Gegenteil der Interessen 
von Bauern und Bäuerinnen sind.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 92. Sitzung. Berlin, Freitag, den 6. März 2015 8773

Friedrich Ostendorff

(A) (C)

(D)(B)
Hilfreich für eine zukünftige Debatte wäre es aber 
auch, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/
CSU, wenn Sie aufhören würden, die Bäuerinnen und 
Bauern in Unmengen von Watte einzupacken und sie 
einzulullen, anstatt den konstruktiven Dialog mit der Ge-
sellschaft zu suchen. Ihr ewiges Mantra, das wir gleich 
wieder rauf und runter hören werden – „Wir stehen vor 
und hinter euch, rechts und links von euch sowie über 
und unter euch“ –, löst kein einziges Problem, Frau 
Mortler, und ist auch nicht zukunftsfähig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haben Sie doch endlich den Mut, die Wagenburg, in der 
Sie sich befinden, einzureißen! Gehen Sie auf die Ge-
sellschaft zu! Dann kommen wir weiter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin hat Rita 

Stockhofe von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Rita Stockhofe (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucher! Der Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen stellt sich mir als populistischer 
Rundumschlag gegen die zurzeit bestehende Landwirt-
schaft dar. Jeder Punkt dieses Antrags ist ideologisch be-
setzt, ohne sich inhaltlich in der Tiefe damit auseinan-
derzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Einige Themen sind übrigens bereits abgearbeitet, an-
dere sind in der Bearbeitung. Wenn eine Partei aber 
sonst keine Themen mehr hat, weil die anderen Parteien 
– beispielsweise die Union – sie bereits abgearbeitet ha-
ben, muss sie sich mit aller Kraft hierauf stürzen und gu-
cken, wie sie da ihre Themen unterbringt, ob es passt 
oder nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das führt zwangsweise zu unsachlichen und ideologi-
schen Darstellungen, die nicht wirklich nützlich sind.

Ich empfinde es als Frechheit, die Leistung der prakti-
zierenden Landwirte so negativ darzustellen.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, die Leistung der Regierung!)

Wir kommen in der Diskussion über die Lebensmittel-
herstellung nicht weiter, wenn die Grünen ständig das 
Bild des Bauern aus den Bilderbüchern der Kinder als 
Realität darstellen. Das Wort „Landwirtschaft“ beinhal-
tet den Begriff „Wirtschaft“. Das heißt, es gibt Familien, 
die von der Bewirtschaftung ihrer Betriebe leben.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie nicht zugehört?)

Viele Menschen wissen und schätzen das. Jeder neunte 
Arbeitsplatz steht in Zusammenhang mit der Landwirt-
schaft. Wenn wir die Ernährungswirtschaft hinzuneh-
men, die zwangsläufig dazugehört, sind wir bei jedem 
vierten Arbeitsplatz. Das wird in Ihrem Antrag völlig 
ignoriert.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie ihn nicht gelesen?)

Die Weiterentwicklung der Landwirtschaft wird über-
haupt nicht angesprochen. Häufig werden in den Diskus-
sionen die Zustände von früher in den Vordergrund ge-
stellt. Wenn wir ehrlich sind, müssen wir aber zugeben, 
dass früher, als angeblich alles gut war, annähernd jeder 
Hausbesitzer einen kleinen Stall nebenan hatte, in dem 
er ein paar Schweine gehalten hat.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht aber nicht in unserem An-
trag!)

Diese Ställe hatten im Regelfall eine niedrige Decke, 
waren dunkel, und dort hat es auch nicht wirklich gut ge-
rochen. Bei der heutigen Haltung stehen die Schweine 
nicht mehr in ihren eigenen Exkrementen. Tageslicht ist 
vorgeschrieben, gekoppelt an Lux-Vorgaben, die einge-
halten werden müssen. Den Schweinen steht Beschäfti-
gungsmaterial zur Verfügung. Die Fütterung wird be-
darfsgerecht und in hoher Qualität durchgeführt, und 
Lüftungsanlagen sind zwingend vorgeschrieben. Ange-
schimmeltes Brot, welker Salat und andere Küchenab-
fälle werden längst nicht mehr verwendet. Früher soll 
das alles gut gewesen sein. Heute haben wir das gegen 
eine hochwertige, angepasste Fütterung ausgetauscht. 
Diese Verbesserungen in der Tierhaltung sind unter an-
derem durch technische Weiterentwicklungen erreicht 
worden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

An dieser Stelle soll auch gesagt werden, dass die tech-
nischen Errungenschaften ebenso wie in anderen Wirt-
schaftsbereichen anerkannt und geschätzt und nicht 
schlechtgeredet werden sollten.

Bei der Milchvieh- und Rinderhaltung haben sich die 
Ställe dahin gehend verändert, dass es nun anstelle der 
einzeln angebundenen Kühe – das war angeblich so 
gut – Laufställe gibt mit Funktionsbereichen, die von 
den Kühen aufgesucht werden können je nach Bedürf-
nis, ob sie fressen, liegen oder laufen wollen. Dass die 
Kühe nicht mehr von Hand gemolken werden, ist eben-
falls ein Gewinn, nicht nur für den Bauern als Melker, 
sondern auch für die Kuh, die somit gleichmäßig und 
nach sensorischen Messungen fast individuell angepasst 
gemolken wird.

Diese Ausführungen könnte ich auf alle Bereiche aus-
dehnen. Allerdings möchte ich noch auf andere Punkte 
eingehen. Einer dieser Punkte ist die Forderung in dem 
vorliegenden Antrag nach mehr ökologischer Landwirt-
schaft. Ich bin der Meinung, dass wir den Menschen, die 
solche Produkte konsumieren möchten, konsequent bio-
logisch hergestellte Lebensmittel anbieten sollten, um 
uns von den Bioprodukten aus Ländern, die nicht so 
konsequent handeln, abzuheben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Die Produktion sollte sich an der Nachfrage orientieren, 
also dem Markt angepasst sein und nicht künstlich hoch-
gehalten werden. Wenn wir lesen, dass die Nachfrage 
nach Bioprodukten kometenhaft angestiegen ist, müssen 
wir überlegen, woran das liegt. Kann das daran liegen, 
dass einige Produkte, die biologisch hergestellt worden 
sind, in den Discountern zu den gleichen Preisen ange-
boten werden wie konventionell hergestellte Produkte? 
Kann es sein, dass deswegen die Nachfrage steigt? Ich 
bin der Meinung: Wenn wir Bioprodukte anbieten, dann 
muss der komplette Kreislauf der Herstellung biologisch 
sein. Das heißt, das Ferkel, das aus konventionell arbei-
tenden Betrieben stammt – darauf zeigen die Grünen im-
mer mit dem Finger –, darf nicht durch Biomast auf ein-
mal zu einem Bioschwein werden und somit auch zum 
Bioschnitzel. Wenn, dann komplett und konsequent bio-
logisch.

(Beifall bei der CDU/CSU – Friedrich 
Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist das vorgeschrieben, wie Sie wissen! 
Man sollte die Wahrheit sagen! Es ist immer 
wichtig, dass man die Wahrheit sagt!)

Wenn das nichtbehandelte Stroh aus Biobetrieben ei-
nen starken Pilzbesatz aufweist, besteht die Möglichkeit, 
dieses Stroh auf den Äckern zu belassen. Das Stroh, das 
in den biologischen Betrieben dann zur Einstreu herhal-
ten muss, kommt aus konventionellen Betrieben, aus de-
nen es zugekauft wurde.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wo denn? Bei wem?)

– Ich kann Ihnen praktische Beispiele nennen.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das können Sie nicht!)

– Das kann ich wohl. Unterstellen Sie mir das nicht. Ich 
werde es nachreichen.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist eine glatte Lüge, was Sie 
erzählen!)

Wenn wir die ökologische Produktion unterstützen 
wollen, dann müssen die Menschen, die für diese Pro-
dukte deutlich mehr Geld ausgeben, davon ausgehen 
können, dass der komplette Kreislauf ökologisch, biolo-
gisch ist. Ansonsten haben wir hier eine Mogelpackung, 
die die Akzeptanz dieser Produkte schmälert. Der Ver-
braucher will durch höhere Zahlungen bestimmte Wirt-
schaftsweisen unterstützen und vorantreiben, und das 
sollten wir ihm ermöglichen. Vielleicht können wir so 
auch die heimische Landwirtschaft stärken. Zum Bei-
spiel könnten wir die Biofrühkartoffeln aus Israel und 
Ägypten, die meines Erachtens schon deshalb nicht als 
bio bezeichnet werden dürfen, weil sie eine große Dis-
tanz zurückgelegt haben, etwas kritischer hinterfragen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Friedrich 
Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Warum soll ich den Bauern verbieten, biolo-
gisch zu erzeugen? Das wollen wir Grünen 
nicht!)
Mich ärgert besonders, dass die Grünen das sensible 
Thema Ernährung ständig ausnutzen, um ihre Ideologien 
zu verbreiten. Oft finden sie bei diesen Machenschaften 
auch noch die Unterstützung von Medien, die entweder 
schlecht recherchieren oder damit leben können, dass sie 
mit Halbwahrheiten ihre Auflagen oder Einschaltquoten 
steigern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Unterteilung „bio – gut“ und „konventionell – böse“ 
ist auch sehr unsachlich. Wie ist aber sonst die Berichter-
stattung zu erklären, dass über 20 Jahre lang im Zusam-
menhang mit BSE das gleiche Bild von der toten Kuh, 
die am Kran über dem Container hängt, veröffentlicht 
wird, und in Deutschland niemand erkrankt, geschweige 
denn gestorben ist? Über die Ehec-Sprossen – 53 Tote, 
noch heute sind Leute an der Dialyse – wird überhaupt 
nicht mehr gesprochen. Wir gehen davon aus, dass es 
nichts damit zu tun hat, dass es Biosprossen waren.

Grundsätzlich dürfen wir uns über eine reiche Aus-
wahl an hochwertigen, leckeren Lebensmitteln erfreuen. 
Wir können uns aussuchen, wo wir sie kaufen: im Dis-
counter, im Supermarkt oder beim Bauern, der seine 
Produkte selber vermarktet. Diejenigen, die gut und 
gerne kochen, können diese Produkte dann zu leckeren 
Menüs oder Snacks verarbeiten. Aber selbst hier haben 
wir die Möglichkeit, einen Teil oder alle Verarbeitungs-
prozesse anderen zu überlassen und somit Teilfertig- 
oder Fertigprodukte zu erwerben. Das alles können wir 
selber entscheiden und selber wählen, immer mit dem 
guten Gefühl: Auf unsere Bauern, die Erzeuger dieser 
Lebensmittel, und auf die Verarbeiter können wir uns 
verlassen. Die hohen Qualitätsstandards sind erfüllt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zusammenfassend halte ich also fest, dass wir unsere 
Bauern und Landwirte dabei unterstützen sollten, weiter-
hin so hochwertige und leckere Produkte herzustellen, 
wie wir sie jeden Tag auf unseren Tischen haben, und 
nicht zwei Klassen von Landwirten schaffen sollten, von 
denen eine Klasse dann diffamiert wird.

Ich hoffe, mit dieser Darstellung erreicht zu haben, 
dass Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, Ihr gleich an-
stehendes Mittagessen noch einmal mehr genießen und 
zu schätzen wissen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Frau Stockhofe, lassen Sie zum Schluss noch eine 

Zwischenfrage zu? Ich lasse sie jetzt zu, bitte aber um 
eine zügige Antwort.

Rita Stockhofe (CDU/CSU):
Ich habe sie erwartet, deswegen gerne.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Kollegin, dass Sie meine Zwi-

schenfrage am Ende zulassen. – Sie haben in Ihrer gan-
zen Rede von Ideologie gesprochen und schwarz-weiß 
gemalt, statt auf unseren Antrag und auf das Grundpro-
(C)
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blem, das wir am Anfang skizziert haben, einzugehen. 
Es ist das Problem des andauernden – „Höfesterben“ 
will ich es gar nicht erst nennen, „Strukturwandel“ schon 
gar nicht – Strukturbruchs, der uns allen wehtut. Er tut 
der Landwirtschaft weh. Ich hätte gerne eine Antwort 
darauf gehört. Welche Antwort haben Sie darauf? Statt 
permanent die Ideologienummer zu ziehen, möchte ich 
eine Antwort auf die Frage des Strukturwandels. Was tun 
Sie da politisch? In welche Richtung geht Ihr Weg?

Rita Stockhofe (CDU/CSU):
Wenn Sie zu Beginn meiner Rede genau zugehört hät-

ten, dann hätten Sie gehört, dass ich auf Ihren Antrag 
eine Antwort gegeben habe, nämlich dass Sie inhaltlich 
keinen Punkt differenziert betrachtet haben, sondern ei-
nen Rundumschlag gemacht haben. Die Forderungen, 
die Sie ständig an die Landwirtschaft stellen, sind immer 
mit Dokumentationspflichten verbunden, weil Sie im-
mer auch das Misstrauen gegenüber den Landwirten vor-
anstellen und alles aufgeschrieben werden muss, statt die 
gute fachliche Praxis, die in der Ausbildung vermittelt 
worden ist, einfach anzuerkennen und denen zuzugeste-
hen, die es gelernt haben. Es muss nicht irgendeiner von 
außen kommen, der weiß, wie es besser geht, und auf-
schreibt, was er gerne hätte. Dies führt zum Höfesterben 
und nicht das, was Sie hier genannt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

So erhalten wir den „Strukturwandel“, wie Sie es be-
zeichnen. Dies ist ein ganz fürchterlicher Begriff, wie 
viele andere Begriffe, die Sie benutzen, wie „Agrogen-
technik“, „Agroindustrie“ und Ähnliches. Wir haben 
eine Grüne Gentechnik, das alles kann man auch positiv 
besetzen. Aber Sie schüren lieber Ängste und sehen zu, 
dass die Verbraucher gar nicht mehr wissen, wo sie ste-
hen, und verunsichern sie. Das ist der Fehler, den Sie 
machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als nächster Redner in der Debatte hat Johann 

Saathoff von der SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Johann Saathoff (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ihr Antrag zur Agrarwende, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den Grünen, besteht eigentlich aus 
mehreren, nämlich aus acht Anträgen, zu denen es sich 
jeweils lohnt, eine eigene Debatte zu führen. Diese De-
batte haben wir zum Teil schon geführt, andere stehen 
uns mit Sicherheit in dieser Legislaturperiode noch be-
vor. Bei einer derartigen Themenfülle macht es Sinn, 
sich in der Kürze der Zeit unemotionalisiert auf einige 
Teile des Antrags zu fokussieren.

Öffentliches Geld für öffentliche Leistungen: Bei die-
sem Ziel des Antrages, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der CDU/CSU, sind wir uns alle schon einmal einig; 
denn genau diese Parole haben wir, die SPD, als lang-
fristiges Ziel unserer Agrarpolitik ausgegeben.
(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Da sind wir beieinander!)

Wir verfolgen eine Strategie, die langfristig den Erhalt 
öffentlicher Gelder an die Erbringung öffentlicher Leis-
tungen koppelt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Natürlich!)

Ich hätte gerne gesehen, dass der Paradigmenwechsel 
schon bei der Umgewichtung der EU-Agrarförderung 
von der ersten in die zweite Säule deutlicher wird.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Richtig!)

Allerdings bedeutet ein Paradigmenwechsel auch, dass 
man ihn nicht von einem Tag auf den anderen durchfüh-
ren kann, sondern dicke Bretter zu bohren hat. Wir wol-
len diesen Paradigmenwechsel – wir wollen diese Bret-
ter bohren –, aber er muss so gestaltet werden, dass sich 
die Landwirtschaft darauf einstellen kann. Das dürfen 
die Landwirte von einer verantwortungsvollen Agrarpo-
litik erwarten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Friedrich Ostendorff [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Darüber müssen wir 
reden!)

Auch die Gentechnikfreiheit ist Teil Ihres Antrags. 
Wir haben dazu letzte Woche eine Debatte hier im Bun-
destag gehabt. Ich möchte heute noch einmal deutlich 
machen, dass wir alles unternehmen wollen, um zu einer 
bundeseinheitlichen Opt-out-Lösung zu kommen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. In diesem Sinne hat es auch 
das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2010 entschieden. 
Deshalb kann es für uns keinen anderen Weg als eine 
bundeseinheitliche Lösung geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich wollen wir auch, dass Deutschland bei jedem 
Anbauzulassungsantrag davon Gebrauch macht. Die Be-
schränkung auf ein Bundesland macht faktisch einfach 
keinen Sinn,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

da gentechnisch veränderte Organismen nicht an der 
Grenze zu einem Bundesland haltmachen.

Dabei sind wir längst nicht das einzige Land mit die-
ser Einstellung. So wie Deutschland bei der Novelle der 
EU-Öko-Verordnung angeblich anfangs – meine Kolle-
gin Rita Hagl-Kehl hat das beschrieben – eine Solitär-
stellung eingenommen hat und sich mittlerweile die 
meisten Mitgliedstaaten der Europäischen Union der 
Position des Bundestages angeschlossen haben, so sehen 
wir auch bei der Gentechnikfreiheit gute Chancen, dass 
die meisten Mitgliedstaaten den deutschen Weg mitge-
hen werden.
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Die Gentechnikfreiheit ist für uns, wie für Sie, auch 
bei den Futtermitteln ein Thema.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir schauen dabei aber nicht nur auf die Kennzeich-
nung. Ein zentraler Ansprechpartner ist für uns der Han-
del. Dort ist festzustellen, dass das gentechnisch verän-
derte Soja mit Entwicklungen im Zusammenhang steht, 
die die deutschen Verbraucher nicht gutheißen. Eine 
Tendenz des Handels beispielsweise zum Angebot von 
Hähnchen, die ohne Gentechnik gefüttert wurden, zeich-
net sich deutlich ab. Der Dialog ist für uns also neben 
den gesetzlichen Regelungen ein ganz wichtiges Instru-
ment.

Wir sollten uns vor Augen führen, was passiert, wenn 
man unkritisch an die Gentechnik herangeht. In den 
USA gibt es bereits über 20 glyphosatresistente Kräuter. 
Das ist nur der Beginn einer Schraube, die sich immer 
weiter dreht und sich nicht mehr zurückdrehen lässt. 
Durch den Einsatz von Gentechnik verändert sich das 
Bewirtschaftungssystem in der Landwirtschaft langfris-
tig dahin gehend, dass eine gute landwirtschaftliche 
Fachpraxis nicht mehr nötig ist. Dadurch erleidet man 
einen nicht verantwortbaren Verlust an nachhaltiger 
Wirtschaftsweise.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In unserem Koalitionsantrag „Gesunde Ernährung 
stärken – Lebensmittel wertschätzen“ ist eine ganze 
Reihe von Forderungen enthalten, die Sie in Ihrem An-
trag zum Thema gute Ernährung aufgreifen. Zum Bei-
spiel setzen wir uns dafür ein, dass die gesundheitlichen 
Risikofaktoren einer unausgewogenen Ernährung im 
Präventionsgesetz und in einer nationalen Präventions-
strategie angemessen berücksichtigt werden. Des Weite-
ren sollen die Schulvernetzungsstellen weiterhin finan-
ziell und darüber hinaus von der DGE fachlich bei der 
Verbesserung der Qualität der Verpflegung unterstützt 
werden. Gemeinsam mit unserem Koalitionspartner wol-
len wir in Zusammenarbeit mit den Bundesländern ein 
Leitbild gesunder, nachhaltig erzeugter und vielfältiger 
Kita- und Schulverpflegung erarbeiten,

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr gut!)

Kindern und Jugendlichen über Schulgärten, Bauernhof-
patenschaften und Ähnliches den Ursprung des Essens 
vermitteln und die Ernährungsaufklärung in den Lehr-
plänen der deutschen Schulen verankern.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

All das wurde in unserem Antrag, den wir am 15. Januar 
dieses Jahres beraten haben, bereits so von uns formu-
liert. Ich freue mich, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von den Grünen, dass wir Sie mit im Boot haben.

Sie sprechen in Ihrem Antrag auch die Arbeitsbedin-
gungen in der Landwirtschaft und der Ernährungsindus-
trie an. Die Niedersächsische Landesregierung bringt 
dazu genau heute einen Antrag in den Bundesrat ein, der 
zum Ziel hat, dass Werkvertragsbeschäftigte ihre Rechte 
besser vertreten können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Bundesarbeitsministerium erarbeitet gerade einen 
Gesetzentwurf, um den Missbrauch bei Werkverträgen 
zu verhindern.

Wie anfangs schon erwähnt, enthält der vorliegende 
Antrag also einen ganzen Strauß von Maßnahmen der 
Agrarpolitik der Zukunft. Stück für Stück – oder „een 
nah’t anner“, wie man in meiner ostfriesischen Heimat 
sagen würde – wollen wir uns mit den jeweiligen The-
men befassen. Ich freue mich auf einen konstruktiven 
Dialog mit Ihnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als letzte Rednerin in dieser Debatte hat die Kollegin 

Marlene Mortler von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marlene Mortler (CDU/CSU):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eines 
muss klar sein: Wir, die Union, distanzieren uns klar von 
schwarzen Schafen in der Land- und Ernährungswirt-
schaft, egal ob groß, ob klein, ob bio oder konventionell.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir distanzieren uns aber auch ganz klar von den pau-
schalen Vorwürfen im vorliegenden Antrag und heute 
auch im Plenum, von dieser unsäglichen Inszenierung 
gegen unsere Bauern und Bäuerinnen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Friedrich 
Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hast du den Antrag gelesen? Lies den Antrag 
selbst! Dann reden wir weiter!)

Offensichtlich sind Sie immer noch auf der verzweifel-
ten Suche nach Themen und sind bei der Landwirtschaft 
gelandet. Aber wir lassen es nicht zu, dass unsere Bäue-
rinnen und Bauern in Deutschland am Ende die Leidtra-
genden Ihrer Themensuche werden.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! Die Bauern sind die Leidtragen-
den der Unionsfraktion! – Friedrich Ostendorff 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die alte Leier 
wieder! Durch Wiederholen wird es nicht bes-
ser!)

Landwirtschaft heute hat das Recht, zeitgemäß zu 
produzieren und zu wirtschaften und den technischen 
Fortschritt offensiv anzugehen, ob im Stall, auf dem 
Acker oder im Büro. Sie hat auch das Recht, ihre Fami-
lien zu ernähren. Gleichzeitig hat sie die Pflicht, gesell-
schaftliche Ansprüche zu erfüllen. Noch nie waren die 
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Lebensmittel in unserem Land so sicher, so vielfältig, so 
gut und gleichzeitig so preiswert. Das ist eine tolle Er-
rungenschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie schrauben die gesellschaftlichen Ansprüche aller-
dings immer höher und höher. Das Wort „Bio“ haben wir 
heute von Ihnen nicht gehört, aber jahrzehntelang war 
das Ihr Zauberwort. Seien wir ehrlich: Viele Biobetriebe 
von heute unterscheiden sich weder in Größe noch in 
Struktur von konventionellen Betrieben.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Warum denn auch?)

Das kritisiere ich nicht, das ist die Realität.

Wenn ich die Fachmesse Biofach bei mir um die Ecke 
in Nürnberg besuche, dann stelle ich fest: Big Business! 
Unsere Biobauern von gestern und von heute sind bes-
tenfalls schmückendes Beiwerk. Ich zitiere eine Leser-
briefschreiberin:

Wer sich noch vom eigenen Gemüsebeet und von 
Eiern von Nachbars Hühnern ernährt, dürfte das ak-
tuelle Bioangebot schwer verstehen und hier nur 
wenige natürliche Bezüge finden. Mit diesem Vor-
verständnis entdeckte man in den Hallen der Bio-
fach zu circa 90 Prozent Produkte, die man zum ge-
sunden Essen überhaupt nicht braucht. So hoch 
ungefähr war der Anteil der Fertigwaren, von deren 
fremdländischen, mit hohem Transportaufwand 
verbundenen Zutaten man hier vielleicht zum ersten 
Mal hörte. Man beginnt zu begreifen, warum es 
deutsche Biobauern schwer haben, wenn der neue 
vegetarische oder vegane Trend auf Zutaten wie 
Quinoa und Hanf beruht. Immerhin war ein Stand 
mit Fleischersatzspeisen aus Lupinensamen dabei 
und weckt Hoffnung, dass uralte robuste heimische 
Anbaupflanzen auf unsere Äcker zurückkehren, so-
fern die politischen Vorgaben überhaupt mitspielen. 
Bio ist Luxus geworden, ein Alibi der Wohlstands-
gesellschaft. Angesichts der Kosten dieser diffizilen 
Produkte versteht man auch, warum Krankenhäuser 
oder Kindergärten solche Nahrung nicht auftischen 
können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich frage Sie: Können Ihre Luxusantworten wirklich 
die richtigen auf die Fragen dieser Welt sein? Ist es ange-
sichts des weltweiten Hungers, den Sie in Ihrem Antrag 
ansprechen, sinnvoll, einen ideologischen Kampf gegen 
Industrie und Handel zu führen? Ich sage Ihnen eines: 
Eine stabile Lebensmittelversorgung braucht produktive 
lokale Landwirte, eine Landwirtschaft vor Ort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sowohl unser Ministerium, das Ministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft, als auch das Ministerium 
des Entwicklungshilfeministers sind hier aktiv. Minister 
Müller zum Beispiel nimmt aktuell 1,4 Milliarden Euro 
in die Hand, um 13 innovative Zentren in Entwicklungs-
ländern zu installieren und Landwirtschaft vor Ort zu 
fördern.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zurück zu unserem Ministerium. „Öffentliche Gelder für 
öffentliche Leistungen“, das war die Überschrift der Ag-
rarreform, und das wird auch die Überschrift unserer 
Politik und unseres Selbstverständnisses in Sachen Ag-
rarpolitik bleiben. Das wird unser Leitbild bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Zu den Antibiotika. Das Antibiotika-Minimierungs-
konzept, die AMG-Novelle, all das sind Dinge, die wir 
längst auf den Weg gebracht haben.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: McDonald’s schmeißt das he-
raus! Haben Sie das gelesen!)

Nebenbei gesagt: Auch ein Tier hat das Recht auf Be-
handlung, wenn es Behandlung braucht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir sind uns mit Bundesminister Gröhe einig, dass es 
nur eine Gesundheit gibt. Deshalb ist das Screening – da 
bin ich mit Ihnen einig; das sieht auch Minister Gröhe 
so – ein Gebot der Stunde, um Antibiotikaresistenzen 
vorzubeugen.

Zum Thema „gute Ernährung“. Fragen Sie doch ein-
mal in den Bundesländern, in denen Sie mitregieren, 
nach, ob diese ihre Hausaufgaben gemacht haben! Ich 
weiß aus Bayern: Schulmilchprogramm – voll ausge-
schöpft, Schulobstprogramm – voll ausgeschöpft. Letzte 
Woche hat Bayern sogar eine Plattform installiert – zu-
sammen mit dem Deutschen Hotel- und Gaststättenver-
band – für regionale Produkte.

Aber noch einmal zurück zum Thema Schulversor-
gung: Wenn Sie glaubwürdig bleiben wollen, dann set-
zen Sie sich für Schulgärten statt für Hanfgärten ein!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich komme zum Schluss. So wie es die eine Welt gibt 
– für uns, für mich –, so gibt es nur die eine Landwirt-
schaft. Egal ob Bio- oder konventionelle Landwirtschaft: 
Wir haben die Herausforderung – im Sinne bäuerlicher 
Familienbetriebe –, mit weniger Ressourcen mehr Men-
schen noch besser, noch effizienter und nachhaltiger zu 
versorgen. Das ist die Herausforderung der Zukunft. In 
diesem Zusammenhang biete ich Ihnen die Zusammen-
arbeit gerne an.

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen. Damit 

schließe ich die Debatte.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 18/4191 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen.


